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1. Instanz

Aktenzeichen S 76 P 336/01
Datum 18.09.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 P 51/03
Datum 26.01.2005

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 18.
September 2003 aufgehoben und die Klage in vollem Umfang ab- gewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch auf Pflegegeld fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Mai bis 31. Juli
2001.

Die 1924 geborene Versicherte G B beantragte am 15. November 2000 unter
Vorlage eines Ã¤rztlichen Attestes und unter Hinweis auf ihre Schwerbehinderung
(Grad der Behinderung 100) die GewÃ¤hrung von Pflegegeld. Sie machte dazu
geltend, Hilfebedarf bestehe im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung.

Am 11. Dezember 2000 wurde die Versicherte auf Veranlassung der Beklagten
durch den Arzt S vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung -MDK- in ihrer
Privatwohnung untersucht. Im Gutachten vom gleichen Tag stellte er in den
Bereichen KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t keinen und bei der
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hauswirtschaftlichen Versorgung einen Hilfebedarf von 26 Minuten tÃ¤glich fest.

Mit Bescheid vom 16. Januar 2001 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Im dagegen
gerichteten Widerspruchsverfahren machte die Versicherte u.a. geltend, sie kÃ¶nne
nur mit zwei Gehhilfen laufen. Auch in der Wohnung benÃ¶tige sie einen Stock und
mÃ¼sse sich abstÃ¼tzen. Sie legte dazu ein Attest vom Arzt E-T vom 5. Februar
2001 vor, der angab, seiner Meinung nach liege die Pflegestufe II vor. Mit
Widerspruchsbescheid vom 4. Mai 2001 wies die Widerspruchsstelle der Beklagten
den Widerspruch zurÃ¼ck. Nach dem eingeholten Gutachten bestehe kein
Hilfebedarf in der Grundpflege.

Gegen diese Entscheidung hat die Versicherte am 30. Mai 2001 Klage erhoben und
zu deren BegrÃ¼ndung unter Ã�berreichung eines weiteren Attestes des Arztes E-T
vom 28. Mai 2001 ausgefÃ¼hrt, sie leide seit ca. 5 Wochen nunmehr auch an stark
geschwollenen Beinen, so dass sie in ihrer BewegungsmÃ¶glichkeit noch schwerer
behindert sei. Nach ca. 5 m mÃ¼sse sie trotz zweier Gehhilfen stehen bleiben bzw.
sich setzen.

Am verstarb die Versicherte. Der KlÃ¤ger hat das Verfahren als Witwer und
alleiniger Erbe der Versicherten fortgefÃ¼hrt.

Mit Urteil vom 18. September 2003 hat das Sozialgericht die Beklagte unter
Klageabweisung im Ã�brigen verurteilt, dem KlÃ¤ger Pflegegeld der Pflegestufe I
vom 1. Mai bis 31. Juli 2001 aus der Versicherung der G B zu gewÃ¤hren. Es hat,
gestÃ¼tzt auf die Angaben der Versicherten in der Klageschrift zu ihrer
Gehbehinderung, einen erheblichen Pflegebedarf seit Mai 2001 angenommen.

Gegen das ihr am 10. Dezember 2003 zugestellte Urteil wendet sich die Beklagte
mit der am 18. Dezember 2003 eingelegten Berufung. Sie macht geltend, dem
Urteil des Sozialgerichts kÃ¶nne nicht gefolgt werden, da nach allen vorliegenden
Unterlagen bei der Versicherten allenfalls ein Hilfebedarf bei der Verrichtung Gehen
bestanden habe. Zudem seien in dem Urteil auch keine Zeiten angegeben worden,
aus denen erhebliche PflegebedÃ¼rftigkeit abgeleitet werden kÃ¶nne.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 18. September 2003 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts hat der Senat eine Auskunft des Arztes
E-T vom 10. August 2004 eingeholt, auf die wegen der Einzelheiten verwiesen wird.

Die die Versicherte betreffenden Verwaltungsakten der Beklagten und die
Prozessakten des Sozialgerichts Berlin zum Aktenzeichen S 76 P 336/01 haben
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vorgelegen und sind Gegenstand der Beratung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§
124 Abs. 2 in Verbindung mit Â§ 153 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz -SGG- aufgrund
des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil
entscheiden konnte, ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Das Urteil des Sozialgerichts war aufzuheben und die Klage in vollem Umfang
abzuweisen, weil ein Anspruch auf Pflegegeld auch fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Mai
bis 31. Juli 2001 nicht besteht.

GemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch -SGB XI- setzt der Anspruch
auf Pflegegeld PflegebedÃ¼rftigkeit voraus. Nach Â§ 14 Abs. 1 SGB XI sind
pflegebedÃ¼rftig im Sinne dieses Gesetzes Personen, die wegen einer
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung fÃ¼r die
gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen im Laufe des
tÃ¤glichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich fÃ¼r mindestens sechs Monate, in
erheblichem oder hÃ¶herem MaÃ�e (Â§ 15) der Hilfe bedÃ¼rfen. GemÃ¤Ã� Â§ 14
Abs. 3 SGB XI besteht die Hilfe im Sinne des Abs. 1 in der UnterstÃ¼tzung, in der
teilweisen oder vollstÃ¤ndigen Ã�bernahme der Verrichtungen im Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens oder in Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel der
eigenstÃ¤ndigen Ã�bernahme dieser Verrichtungen. Nach Abs. 4 dieser Vorschrift
sind gewÃ¶hnliche und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrende Verrichtungen im Sinne des
Abs. 1

1. im Bereich der KÃ¶rperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die Zahnpflege, das
KÃ¤mmen, Rasieren, die Darm- und Blasenentleerung,

2. im Bereich der ErnÃ¤hrung das mundgerechte Zubereiten oder die Aufnahme der
Nahrung,

3. im Bereich der MobilitÃ¤t das selbstÃ¤ndige Aufstehen und Zu-Bett-Gehen, An-
und Auskleiden, Gehen, Stehen, Treppensteigen oder das Verlassen und
Wiederaufsuchen der Wohnung,

4. im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung das Einkaufen, Kochen, Reinigen
der Wohnung, SpÃ¼len, Wechseln und Waschen der WÃ¤sche und Kleidung oder
das Beheizen.

Nach Â§ 15 Abs. 1 SGB XI sind fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen nach diesem
Gesetz pflegebedÃ¼rftige Personen im Sinne des Â§ 14 einer von drei gesetzlich
nÃ¤her umschriebenen Pflegestufen zuzuordnen. Voraussetzung fÃ¼r die
Zuordnung zur niedrigsten Pflegestufe I (erheblich PflegebedÃ¼rftige) ist, dass die
Person bei der KÃ¶rperpflege, der ErnÃ¤hrung oder der MobilitÃ¤t fÃ¼r wenigstens
zwei Verrichtungen aus einem oder mehreren Bereichen mindestens einmal
tÃ¤glich der Hilfe bedarf und zusÃ¤tzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der
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Hauswirtschaftsversorgung benÃ¶tigt (Â§ 15). Der Zeitaufwand, den ein
FamilienangehÃ¶riger oder eine andere nicht als Pflegekraft ausgebildete
Pflegeperson fÃ¼r die erforderlichen Leistungen der Grundpflege und
hauswirtschaftlichen Versorgung benÃ¶tigt, muss gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 3 SGB XI (in
der Fassung des Ersten SGB XI-Ã�nderungsgesetzes vom 14. Juni 1996 â�� BGBl. I
Seite 830) tÃ¤glich im Wochendurchschnitt in der Pflegestufe I mindestens 90
Minuten betragen, wobei auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten entfallen
mÃ¼ssen.

Die vorgenannten gesetzlichen Voraussetzungen erfÃ¼llte die Versicherte im
streitigen Zeitraum bereits deshalb nicht, weil der zu berÃ¼cksichtigende
Pflegebedarf in der Grundpflege nicht mindestens 46 Minuten betrug und auch kein
Hilfebedarf fÃ¼r wenigstens zwei der bereits genannten Verrichtungen einmal
tÃ¤glich erforderlich war. Es konnte deshalb im Ergebnis offen bleiben, in welchem
Umfang Pflegebedarf im hauswirtschaftlichen Bereich vorlag.

Von der Versicherten wurde bei der Antragstellung ausschlieÃ�lich ein Hilfebedarf
im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung geltend gemacht. Diese Angaben
wurden durch die Begutachtung im Dezember 2000 bestÃ¤tigt. Bei der
Untersuchung hatte die KlÃ¤gerin erklÃ¤rt, sie kÃ¶nne ihre persÃ¶nlichen
Verrichtungen noch selbstÃ¤ndig vornehmen, benÃ¶tige jedoch Hilfen zum Einkauf,
der Wohnungsreinigung und beim WÃ¤sche waschen. Diese Angaben der
Versicherten decken sich mit den Feststellungen des Gutachters, der ausfÃ¼hrte,
die Versicherte sei ihm mit GehstÃ¼tzen durch den Garten entgegengekommen.
Dies belegt, dass ihre GehfÃ¤higkeit noch nicht derart eingeschrÃ¤nkt war, dass
MobilitÃ¤tshilfen erforderlich gewesen wÃ¤ren.

Es ist auch entgegen der Auffassung des Sozialgerichts nicht nachgewiesen, dass
sich der Hilfebedarf der Versicherten bis zu ihrem unfallbedingten Tod in dem fÃ¼r
die Pflegestufe I erforderlichen MaÃ�e erhÃ¶ht hat. Zwar berichtete die Versicherte
in der Klageschrift von einer Beschwerdezunahme seit ca. 5 Wochen, sie gab aber
noch eine mÃ¶gliche Wegstrecke â�� mit Gehhilfen â�� von 5 m an. Insbesondere
unter BerÃ¼cksichtigung der Tatsache, dass die Versicherte unter beengten
rÃ¤umlichen VerhÃ¤ltnissen wohnte (vgl. Seite 3 des MDK-Gutachtens vom 11.
Dezember 2000) ist damit kein Hilfebedarf fÃ¼r die MobilitÃ¤t innerhalb der
Wohnung plausibel dargelegt worden. Eine sehr geringe aber fÃ¼r kurze Wege
innerhalb der Wohnung noch ausreichende GehfÃ¤higkeit der Versicherten belegen
auch die im Berufungsverfahren eingeholten Angaben des Arztes E-T. Danach war
die Versicherte bis unmittelbar vor ihrem Tod noch in der Lage, unter Verwendung
zweier GehstÃ¼tzen oder mit Hilfe eines Taxifahrers die Arztpraxis aufzusuchen.

Offen bleiben kann, ob die Versicherte fÃ¼r die Verrichtung des Verlassens und
Wiederaufsuchens der Wohnung, d.h. fÃ¼r Arztbesuche, einen Hilfebedarf hatte.
Denn nach den bereits genannten gesetzlichen Bestimmungen reicht ein alleiniger
Hilfebedarf bei nur einer Verrichtung der Grundpflege unabhÃ¤ngig von seinem
zeitlichen Umfang nicht aus, um PflegebedÃ¼rftigkeit zu begrÃ¼nden. Zudem ist
aus der Ã¤rztlichen Bescheinigung vom 10. August 2004 auch ersichtlich, dass die
Besuche in der Praxis durchschnittlich nicht mindestens wÃ¶chentlich erfolgten.
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Auch aus diesem Grunde kann der darauf entfallende Zeitbedarf nicht
berÃ¼cksichtigt werden, denn nach den gesetzlichen Bestimmungen (Â§ 15 Abs. 3
SGB XI) ist auf den in der Woche erforderlichen Zeitaufwand fÃ¼r die Pflege
abzustellen. Mithin kann ein Hilfebedarf fÃ¼r Verrichtungen, die nicht mindestens in
wÃ¶chentlichen AbstÃ¤nden stattfinden, in der Pflegeversicherung nicht
berÃ¼cksichtigt werden (vgl. Bundessozialgericht -BSG- SozR 3-3300 Â§ 14 Nr. 11).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 10.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/15.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/15.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-3300%20§%2014%20Nr.%2011
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

